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I'énergie du Conseil national
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CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
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UE Union européenne

DFI Département fédéral de I'intérieur

IP-Lait Linterprofession Suisse de la filiere lait

PME petites et moyennes entreprises

IGP Indication géographique protégée

AOP Appellation d'Origine Protégée

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres
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LF Est Loi fédérale sur la coopération avec les Etats d'Europe de I'Est
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 20.09.2017
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Ziemlich Uberraschend - sogar flr seine eigene Partei - gab Didier Burkhalter Mitte
Juni 2017 seinen Riicktritt bekannt. Nach acht Jahren im Bundesrat - zwei Jahre als
Innen- und sechs Jahre als Aussenminister - und vorher sechs Jahren im Nationalrat
habe er das Bedurfnis, etwas anderes zu machen: ,J'ai ressenti le besoin de changer de
vie”. In den Medien war Burkhalter seit einiger Zeit zwar als etwas amtsmude dargestellt
worden - insbesondere seine haufige Absenz in Bundesbern und der Umstand, dass er
lieber von Neuenburg aus arbeite, wurden moniert -, zudem habe er zunehmend den
Ruckhalt fur das Europadossier verloren, der Rucktritt war aber doch nicht erwartet
worden. Insbesondere auch, weil er wenige Tage vor einer EU-Standortbestimmung im
Bundesrat erfolgte. Der Zeitpunkt des Ricktritts wurde denn auch als &usserst
ungunstig bezeichnet, weil die Regierung dadurch aussenpolitisch wahrend Monaten
gelahmt sei, so etwa die Reaktion von CVP-Prasident Gerhard Pfister.

Die Bilanz zu Burkhalters Wirken, die in den Medien im Anschluss an die
Rucktrittserklarung gezogen wurde, war gemischt. Burkhalter sei ein guter Bundesrat
gewesen, ,weltoffen und weltfremd zugleich” so etwa die BaZ. Zwar habe Burkhalter auf
dem internationalen Parkett brilliert = von praktisch allen Medienbeitragen erwéahnt
wurde immer wieder seine Rolle als Vorsitzender der OSZE in der Ukraine-Krise -, in
der Innen- bzw. Europapolitik habe er sich aber immer wieder selbst ins Abseits
gestellt. Die Erwartungen, die man in ihn gesetzt habe, etwa als Gegenspieler von
Christoph Blocher das Rahmenabkommen mit der EU abzuschliessen, habe er nicht
erfullt. Dass das EU-Dossier an einem toten Punkt angelangt sei, sei ,le gros point noir
de son bilan”, schlussfolgerte die Tribune de Genéve. Darlber hinaus habe er sich von
seiner Partei immer mehr distanziert. Als Westschweizer Liberaler habe er eine Mitte-
Links-Politik priorisiert, was ihm in der Partei angekreidet worden sei, so die NZZ. Als
Indiz fur das schlechte Verhéltnis zwischen Partei und Magistrat wurde der Umstand
gedeutet, dass die FDP erst rund zwei Stunden vor der Ankindigung vom Racktritt in
Kenntnis gesetzt worden sei. Vor allem von rechtsburgerlicher Seite wurde der Vorwurf
immer lauter, dass Burkhalter daran schuld sei, dass sich die SVP-FDP-Mehrheit in der
Exekutive nicht deutlicher zeige.

Bereits am Tag der Rucktrittsmeldung stellten die Medien Spekulationen bezlglich
potenzieller Nachfolger an. Gute Karten habe vor allem lIgnazio Cassis, der aktuelle
Fraktionspréasident der FDP, da der Anspruch des Kantons Tessin, nach 1999 wieder
einen Sitz in der Regierung zu haben, kaum mehr umgangen werden kénne und die
Westschweiz auch mit nur noch zwei Magistraten adaquat vertreten sei. Werde der Sitz
jetzt nicht dem Tessin zugesprochen, wirden wohl weitere 10 Jahre vergehen, bis es
eine neue Chance gébe, rechnete Ex-FDP-Prasident Fulvio Pelli vor. Neben Cassis
wurden auch dem Tessiner Staatsrat Christian Vitta und der ehemaligen National- und
Staatsratin Laura Sadis sowie Karin Keller-Sutter und Martin Schmid als Vertreterin oder
Vertreter der Ostschweiz, die ebenfalls seit langerem Anspruch auf einen
Bundesratssitz erhebt, gute Chancen eingerdaumt. Die Romandie sei aber nicht zum
Vornherein auszuschliessen, weil die Freisinnig-Liberalen in der Westschweiz deutlich
auf dem Vormarsch seien. Den verlorenen Sitz werde die franzdsische Schweiz wohl
nicht kampflos preisgeben, war in den Medien zu lesen. Aus der Westschweiz fielen
denn auch rasch die Namen des Genfer Regierungsrats Pierre Maudet und des
Nationalrats Christian Llischer. Die beiden Waadtlander Staatsrate Jacqueline de
Quattro und Pascal Broulis, aber auch Nationalratin Isabelle Moret und Sténderat Olivier
Francais wurden trotz ihres Handicaps, wie bereits Guy Parmelin aus dem Kanton
Waadt zu stammen, ebenfalls als valable Kandidatinnen und Kandidaten auf das sich
drehende Karussell gesetzt. Auch der Name Raphaél Comte wurde fur den Kanton
Neuenburg ins Spiel gebracht.

Dass die FDP einen Anspruch auf einen zweiten Bundesratssitz hat, war kaum
umstritten. Die Parteileitung machte rasch klar, dass es sich beim Nachfolger von
Burkhalter um einen ,Lateiner” handeln soll - ob Tessiner oder Romand liess man
bewusst offen. Die FDP-Frauen, die seit 1989 keine Vertretung mehr in der
Landesregierung gehabt hatten, forderten per Kommuniqué bei dieser oder spatestens
der nachsten Vakanz eine Bundesratin. Auch die Grinen verlangten, dass die FDP eine
Frau portiere. Die SVP forderte einen Kandidaten mit klar bulrgerlichem Profil. Die
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Mitte-Rechts-Mehrheit misse jetzt endlich auch im Bundesrat durchgesetzt werden.
Die FDP machte frih deutlich, dass man sicher kein Einerticket prasentieren wolle. Bis
Mitte August hatten die Kantonalsektionen Zeit, Vorschlage zu machen. Die Fraktion
wollte sich dann Anfang September entscheiden.

Die Tessiner Kantonalsektion portierte - nach langer Diskussion, ob man ein Einer-
oder ein Zweierticket prasentieren wolle - am 1. August einzig Ignazio Cassis. Sowohl
Sadis als auch Vitta sagten Cassis ihre Unterstlitzung zu. Obwohl Sadis sowohl die
Anspruche aus dem Tessin, als auch der Frauenvertretung hatte erfullen kénnen, wurde
sie nicht bericksichtigt. Vor allem ihre (zu) lange Absenz von der (nationalen) Politik
durfte hierfir mitentscheidend gewesen sein. Mit nur einem Kandidaten aus dem
Tessin wurde zudem das Risiko von Stimmenaufteilung minimiert, so die kantonale
Parteileitung. Das Einerticket wurde auch als Referenz an die Romandie interpretiert;
der Weg sei jetzt offen, um eine Frau aus der Romandie zu portieren. Die Frauenfrage
wurde auch deshalb noch virulenter, weil Doris Leuthard ebenfalls am 1. August ihren
Rucktritt anklndigte. Als Kandidatinnen aus der Romandie gerieten insbesondere
Isabelle Moret und Jacqueline de Quattro in den Fokus. Der zweite offizielle Kandidat
war dann allerdings doch wieder ein Mann: Am 8. August wurde Pierre Maudet von der
Genfer Kantonalsektion einstimmig auf den Schild gehoben. Der Genfer Regierungsrat
rechnete sich zwar nur geringe Chancen aus, wollte aber mit Jugend, Modernitat und
Urbanitat punkten. Der zweite, lange ebenfalls als Kandidat gehandelte Genfer,
Christian Luscher, hatte sich kurz zuvor aus persénlichen Grinden selber aus dem
Rennen genommen und eine Lanze fur seinen jungeren Genfer Parteikollegen
gebrochen. Komplizierter gestaltete sich die offizielle Nominierung der dritten
potenziellen Kandidatin. In der Presse wurde ein parteiinterner Zwist Uber und
zwischen den drei Papabili der FDP-Sektion Waadt vermutet. Jacqueline de Quattro
und Olivier Francais zogen sich dann allerdings zurtick, um den Platz fur Isabelle Moret
frei zu machen, die sich zwar erst spat - und spéter als die beide anderen - fir eine
Kandidatur entschieden hatte, am 10. August von ihrer Kantonalsektion aber als einzige
Kandidatin aufgestellt wurde.

Nach Ablauf der Meldefrist standen also drei Kandidierende aus drei Kantonen fest.
Sofort gingen die Spekulationen los, ob die FDP ein Zweierticket oder ein Dreierticket
aufstellen wurde. Dabei schien klar, dass Cassis gesetzt war, folglich entweder nur
gegen Moret oder aber gegen Moret und Maudet antreten wirde. Der Umstand, dass
Moret zwar aus dem Kanton Waadt kommt, die FDP aber nicht auf eine mdgliche
Frauenvertretung verzichten konnte, sowie der umtriebige ,Wahlkampf” von Maudet -
der Blick sprach von schlechten Karten, die der Genfer aber brillant spiele - waren wohl
die Hauptgrinde fur das Dreierticket, das die FDP-Fraktion offiziell am 1. September
aufstellte. Das .tricket” (LT), das in der Fraktion knapp mit 22 zu 19 Stimmen
beschlossen worden sei, stosse niemanden vor den Kopf, sei aber auch der Weg des
geringsten Widerstands (NZZ) und ein klarer Etappensieg fir Maudet (BaZ). Das
Dreierticket wurde auch als gute Kunde flir den Favoriten Cassis gewertet, dessen
Chancen sich dadurch noch weiter erhéhten, weil sich die Stimmen seiner Gegner
aufteilen durften.

Die Kandidatin und die beiden Kandidaten wurden in der Presse unterschiedlich
portréatiert. Cassis galt von Anfang an als eigentlicher Kronfavorit. Einziges Manko des in
Bundesbern bestens vernetzten Tessiner Arztes sei seine mit der Prasidentschaft beim
Krankenkassenverband Curafutura verbundene Né&he zu den Krankenkassen.
Insbesondere der Lega, aber auch der SP, war dieses Amt von ,Krankencassis” (SGT, So-
Bli, TA, WW) ein Dorn im Auge. Ausflihrlich diskutiert wurde zudem die politische
Position des Tessiners. Das Parlamentarierrating der NZZ zeigte, dass er seit seinem
Amtsantritt als Fraktionsprasident der FDP vom linken Rand der Partei leicht in die
Mitte gerlckt war. Insbesondere die SVP betrachtete Cassis freilich als den ihr am
nachsten stehenden der drei Kandidierenden. Letztlich gab es aber kaum etwas, was
die .occasione d'oro per il Ticino” (CdT) behindert hatte. Die zahlreichen giftigen
Angriffe auf die Gesundheitspolitik von Cassis konnten ihm scheinbar nichts anhaben.
Auch seine doppelte Nationalitat bzw. der Umstand, dass er seinen italienischen Pass
abgab und damit zwar Applaus von rechts, aber auch Kritik von links erhielt und eher
unfreiwillig eine Debatte um die doppelte Nationalitdt von Mitgliedern von
Bundesbehorden lancierte - diskutiert wurde sogar die Frage, ob man als Doppelburger
loyal sein kénne -, schadete dem Sudschweizer nicht.

Der grosse Trumpf von Isabelle Moret sei, dass sie eine Frau sei, war den Medien zu
vernehmen. Die dezidiert bdlrgerlich politisierende 46-Jahrige spreche drei
Landessprachen fliessend, sei gut vernetzt, in den Uber 10 Jahren im Nationalrat aber
kaum aufgefallen. Dies beinhalte immerhin auch, dass sie bisher keine Fehler gemacht
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habe (TA). Moret selber betonte von Anfang an, dass .Frausein” kein politisches
Argument sei. Sie wolle lieber mit ihrer Dynamik punkten und frischen Wind ins
Europadossier bringen. Sie betonte allerdings auch, dass sie die erste Mutter mit
Schulkindern in der Exekutive ware. Allerdings hinterliess die Anwaltin laut
verschiedenen Medien in ihrem Wahlkampf keinen Uberzeugenden Eindruck (WWw),
wurde von vielen Seiten angegriffen und wirkte ab und zu nicht wirklich souverén (NZZ).
Ihr Wahlkampf sei ,ungentgend” (SGT) und .harzig” (AZ) und wurde gar als chaotisch
bezeichnet (24 Heures).

Pierre Maudet, 39 Jahre alt, wurde als politisches Naturtalent beschrieben. Der forsche
und ambitionierte Regierungsrat habe sich innert kurzer Zeit vom Stadtprésidenten
zum Aushéngeschild der Kantonsregierung entwickelt, was ihm auch Vergleiche mit dem
franzdsischen Prasidenten Emmanuel Macron einbringe (AZ). Sein Nachteil sei allerdings
die schwache Vernetzung in Bundesbern. In der Regel wirden die
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier einen Bundesrat oder eine
Bundesratin aus den eigenen Reihen vorziehen. Sein Wahlkampf wurde hingegen als
exzellent bezeichnet (Blick). Maudet sei vor allem in der Deutschschweiz unterschatzt
worden, was das Beste sei, was einem Politiker passieren kénne (TA). Vor allem
inhaltlich konnte Maudet mit verschiedenen originellen Positionen Uberzeugen: Er
spreche als einziger wirklich ,Klartext” (BaZ), gelte in der Europafrage aber als EU-Turbo
(WW), was ihn bei der Ratsrechten wohl Stimmen kosten werde.

Die ~Kampagne” vor den Bundesratswahlen - eigentlich ein Unding, wenn man
bedenkt, dass der Bundesrat von der Vereinigten Bundesversammlung und nicht von
der Bevolkerung gewahlt wird - nahm ein Ausmass an, das angesichts der Ausgangslage
erstaunte. Da die Bundesratswahlen eine in der Schweizer Politik eher seltene Chance
fUr eine Personalisierung der Politik bieten, liefen die Medien auf Hochtouren. In der
APS-Zeitungsdokumentation finden sich von Burkhalters Rucktrittsankliindigung Mitte
Juni bis Ende September mehr als 800 Zeitungsartikel zum Thema Bundesratswahlen.
Die FDP selber trug freilich mit geschicktem Politmarketing das lhre dazu bei, dass die
Berichterstattung am Kochen blieb. Mit einer FDP-Roadshow tingelten die
Kandidierenden  durch die Schweiz.  Zahlreiche = Homestories, Lifechats,
Bevolkerungsbefragungen und gar graphologische Gutachten fanden den Weg in die
Presse. Inhaltlich ging es letztlich primar um die Frage, ob die Vertretung der
Sprachregion oder die Vertretung der Frauen hoher gewichtet werden soll. Oder mit
anderen Worten: ob die 20 Jahre Bundesrat ohne Tessiner oder die 30 Jahre ohne
FDP-Frau beendet werden sollten. Wirklich inhaltliche Diskussionen wurden hingegen
kaum geflhrt, auch wenn die Aussen- bzw. Europapolitik bzw. der Reset-Knopf, den
Cassis in den Verhandlungen mit der EU zu dricken angekundigt hatte, sich angeboten
hatten.

Nach der offiziellen Bekanntgabe des Dreiertickets standen am 12. und am 19.
September die Hearings auf dem Programm, womit auch die anderen Parteien wieder
starker in den medialen Fokus gerieten. Den Auftakt machte die SVP, deren
Parteiprasident Albert Rosti die beiden Romand.e.s stark kritisierte und sich frih far
Cassis aussprach. Wichtigstes Kriterium fur die Volkspartei sei die Haltung zum
Rahmenabkommen mit der EU. Allerdings wurde gemutmasst, dass die Bauern in der
SVP-Fraktion wohl eher auf Moret setzen wirden, da diese mehr Sympathien flr die
Anliegen der Landwirtschaft gezeigt habe. Unzufrieden mit dem Dreierticket zeigte sich
die SP: ,Zwei Super-Lobbyisten und ein Hardliner in der Aussenpolitik” weckten keine
Begeisterung (SP-Fraktionsprasident Roger Nordmann in der BZ). Inhaltliche Kriterien
stellten die Genossen aber - wie auch die CVP und die GP - nicht auf. Der CVP-
Parteiprasident Gerhard Pfister hatte sich allerdings ebenfalls schon frih fur die
Anspruche des Tessins, also fur Cassis, ausgesprochen. Dieser sei allerdings flr einige
CVP-Mitglieder zu weit rechts, mutmasste die Zeitung LeTemps. Nach den Hearings
zeigten sich die Parteien zwar noch bedeckt - mit Ausnahme der SVP, die demonstrativ
fur Cassis Stellung bezog -, die Favoritenrolle des Tessiner Kandidaten schien sich
allerdings noch einmal verstarkt zu haben. Maudet schien hingegen eher nicht auf
Wohlwollen gestossen zu sein. Die SP und die CVP konnten sich nicht auf einen der drei
Kandidierenden einigen und gaben entsprechend keine Wahlempfehlung ab - anders
als die FDP- und die GLP-Fraktion, die alle drei Kandidierenden empfahlen, die SVP-
Fraktion, die sich flir Cassis aussprach, die GP-Fraktion, die Moret empfahl, und die
BDP-Fraktion, die Maudet auf den Schild hob.

Kurz vor der Ersatzwahl bilanzierte die WOZ die vorherrschende Meinung, dass sich
grundsatzlich keine Uberraschung abzeichne: Die Bundesratswahlen hatten bisher viel
Tamtam, aber nur wenig Spannung verheissen. Mit der Diskussion verschiedener
Szenarios versuchten die Medien dieser Spannungslosigkeit entgegenzuwirken. Drei

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Méglichkeiten, Cassis zu verhindern, seien denkbar: Isabelle Moret kénne dank ihrem
Frauenbonus und der Unterstlitzung aller Bauernvertreter sowie mit Hilfe der Stimmen
all jener Parlamentarierinnen und Parlamentarier, welche die Frauenfrage moglichst
rasch kléren wollten, gewinnen; ein Sieg von Pierre Maudet ware dann mdoglich, wenn
sich die Mehrheit der Bundesversammlung von seinen Fahigkeiten Uberzeugen liesse.
Dies sei durchaus moglich, wenn es ab dem dritten Wahlgang zu einem Zweikampf
zwischen Cassis und Maudet kommen wirde. Ins Spiel gebracht wurde mit Laura Sadis
auch eine Sprengkandidatin, die vor allem bei der Linken auf Unterstutzung zahlen
konnte. Roger Nordmann gab zu Protokoll, dass die Tessinerin in der Tat die Synthese
der drei aktuell Kandidierenden gewesen waére: ,Elle a une expérience d’exécutif, elle
est italophone et elle a la capacité d'étre une femme” (LT). Die Lust der SP auf
Experimente halte sich allerdings in Grenzen.

Die Ersatzwahl am 20. September war schliesslich noch weniger spannend, als von den
zahlreichen Medien vor Ort beflirchtet worden war. Schon im zweiten Wahlgang wurde
Ignazio Cassis zum 87. Bundesrat gewahlt und zum Nachfolger von Didier Burkhalter
gekurt. Der achte Bundesrat aus dem Kanton Tessin hatte bereits im ersten Wahlgang
109 Stimmen erhalten, damit allerdings das absolute mehr von 122 Stimmen verfehlt.
Weil die Basler Nationalratin Sibel Arslan (basta, BS) im ersten Durchgang fehlte, waren
lediglich 245 Wahlzettel eingegangen. Die Baslerin erklérte ihr Fernbleiben als stillen
Protest gegen den Rucktritt von Bundesrat Burkhalter, dessen Abschiedsrede sie
bewegt habe. Wie erwartet splitteten sich die Stimmen fir Maudet (62 Stimmen) und
Moret (55 Stimmen) auf. Diverse erhielten 16 Stimmen und drei Stimmzettel waren leer
geblieben. Weil von den Diversen niemand zehn Stimmen erreicht hatte, wurden keine
Namen genannt. Ob also beispielsweise Laura Sadis im Rennen war oder nicht, wird das
Geheimnis des Stimmbdros bleiben. Im zweiten Umgang fielen zahlreiche Stimmen fur
Moret auf Cassis. Die 125 Stimmen reichten dem Tessiner knapp flur die absolute
Mehrheit. Maudet konnte zwar noch einmal zulegen und erhielt 90 Stimmen, dies
reichte allerdings nicht flr einen dritten Wahlgang. Moret ihrerseits erhielt lediglich
noch 28 Stimmen. Eine Stimme entfiel auf Diverse und zwei Stimmzettel blieben erneut
leer - wahrscheinlich stammten sie von den beiden Lega-Parlamentariern, die zwar fur
eine Tessiner Vertretung waren, nicht aber flr Cassis stimmen wollten.

In den Medien wurde gemutmasst, dass vor allem die Stimmen der SVP entscheidend
gewesen seien, von denen im ersten Durchgang vereinzelte noch an Moret gegangen,
dann aber geschlossen fir Cassis eingelegt worden seien. Weil Moret im ersten
Wahlgang auch von ihrer eigenen Partei zu wenig Unterstitzung erhalten habe, hatte
die SP im zweiten Wahlgang umgeschwenkt und ziemlich geschlossen fir Maudet
gestimmt, um die Wahl von Cassis zu verhindern. Den Namen Moret hatten lediglich
noch die Grinen sowie einige Ratsmitglieder aus der BDP, der CVP, der GLP und der
SVP auf den Wahlzettel geschrieben.

Cassis erklarte die Annahme der Wahl und bedankte sich bei allen Ratsmitgliedern,
auch bei denen, die ihm die Stimme verwehrt hatten. Man kénne anderer Meinung sein,
letztlich wirden aber alle die gleichen Ubergeordneten Ziele fur die Schweiz anstreben.
Freiheit sei auch immer die Freiheit der anders Denkenden, zitierte er Rosa Luxemburg,
womit er vor allem die Ratslinke tberraschte und sichtlich erfreute. Er verspreche vor
allem seiner Frau, der Gleiche zu bleiben wie vor der Wahl. Er fihle sich vor allem der
Kollegialitat verpflichtet und werde als Brlckenbauer die ganze Schweiz vertreten.
Bereits um 9.30 nahm die Sitzung mit der Vereidigung des neuen Bundesratsmitglieds
ihr Ende.

Die Regionen- und Sprachenfrage sei letztlich starker gewichtet worden als die
Frauenfrage, so die Bilanz in den Medien am Tag nach der Wahl. ,E la Svizzera & piu
svizzera”, die Schweiz sei wieder ein bisschen mehr Schweiz, titelte der Corriere del
Ticino. Die Wahl von Cassis sei keine Uberraschung und Maudet habe eine ehrenvolle
Niederlage eingefahren, so die ziemlich einhellige Meinung in den Deutsch- und
Westschweizer Medien. Vor wenigen Wochen hatte niemand in Bundesbern den Genfer
gekannt und jetzt habe er 90 Stimmen erhalten. Allerdings zeige seine Nichtwahl auch
die Schwierigkeiten fur einen Kandidierenden, der nicht der Bundesversammlung
angehort. Fur Moret hingegen, sowie fur die Vertretung der Frauen im Bundesrat im
Allgemeinen, sei der Ausgang der Wahlen eine Schmach. Verschiedene Politikerinnen
kritisierten, dass das Beispiel Moret gezeigt habe, dass an Frauen wesentlich hdhere
Massstabe gesetzt wirden als an Manner. Die SP habe Cassis nicht verhindern kénnen
und musse sich nun Vorwdirfe gefallen lassen, weshalb sie auf Maudet gesetzt und so die
Vertretung der Frauen hintergangen habe. Die SP wies die Kritik allerdings an die FDP
zuruck: Ware Laura Sadis portiert worden, hatte die SP sie unterstutzt. Wahrend sich
die Rechte auf einen Mitte-Rechts-Bundesrat freute - Cassis wisse, wem er seine Wahl
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zu verdanken habe, liess sich SVP-Prasident Résti nach der Wahl zitieren -, winkte die
Linke ab: Es mussten auch im neuen Gremium nach wie vor unterschiedliche
Koalitionen geschmiedet werden, so etwa SP-Parteiprasident Christian Levrat. Die WOZ
beflrchtete allerdings eine Zunahme der Polarisierung. Mit der Wahl von Cassis sei die
Kirche aber wieder im Dorf und die Sprachenfrage flr eine Weile geregelt. Jetzt
mussten die Regionen wieder besser vertreten werden - so der Tenor vor allem aus der
Ostschweiz. Verschiedene Politikerinnen forderten zudem eine adaquatere Vertretung
von Frauen. Die Idee einer parlamentarischen Initiative, mit der eine angemessene
Frauenvertretung in der Verfassung festgeschrieben werden soll, verdichtete sich. Die
FDP-Frauen forderten zudem bei der nachsten FDP-Vakanz ein Frauen-Zweierticket.

Uber die nach der Ersatzwahl anstehende Departementsverteilung war bereits friih
spekuliert worden. Insbesondere Alain Berset waren Ambitionen auf das frei gewordene
EDA nachgesagt worden. Allerdings hatte der Departementswechsel von Berset einen
unangenehmen Beigeschmack gehabt, weil kurz nach der Departementsverteilung die
Abstimmung zur Altersreform 2020 anstand, flr die Berset mit Herzblut geworben
hatte. Der Wechsel ins Aussendepartement hatte von der Stimmbevdlkerung als Flucht
interpretiert werden  kénnen. Der Bundesrat solle deshalb mit der
Departementsverteilung warten, forderte der ehemalige SVP-Prasident Toni Brunner
(svp, SG) kurz vor den Bundesratswahlen in der Presse. Wenn namlich die AHV-Vorlage
verloren ginge, ware Berset nicht mehr der richtige Innenminister. Ende September
kam es dann aber schliesslich zur mehrheitlich erwarteten Departementsverteilung. Das
freie EDA wurde vom neuen Kollegiumsmitglied Ignazio Cassis Ubernommen. Er setzte
damit eine eigentliche Tradition fort, da Tessiner Bundesrate sehr héaufig als
Aussenminister amteten. Die Italianita und seine Vielsprachigkeit durften Vorteile des
neuen EDA-Chefs sein. Mit ein Grund daflr, dass sonst alles beim Alten blieb, dirfte
auch die im Vorfeld der Bundesratswahl gemachte Aussage von Cassis gewesen sein,
dass es vielleicht nicht gut sei, wenn er mit seinen Verbindungen das Innendepartement
Ubernehmen wurde. Cassis werde als Aussenminister ,der bessere Burkhalter” sein,
weil er mehr Verstandnis fur die Deutschschweiz habe, besser kommuniziere und mehr
Kampfgeist habe, urteilte der Tages-Anzeiger. Auf ihn wartet nun das komplexe
Europadossier - und zahlreiche Erwartungen von links bis rechts. '

Regierungspolitik

Der Geschaftsbericht des Bundesrats 2018 wurde von den Réten in der Sommersession
2019 beraten. Im Geschaftsbericht legt die Regierung Rechenschaft Uber die
Schwerpunkte ihrer Tatigkeiten in einem Berichtsjahr ab. In den Ratsdebatten
berichten die Vertreterinnen und Vertreter der Aufsichtskommissionen Uber die
Beratungen, die sie mit den Bundesratinnen und Bundesraten zum Geschéaftsbericht
geflhrt haben. National- und Stdnderat nehmen dann in Form eines Bundesbeschlusses
Kenntnis von diesem Bericht.

Fiur die GPK berichteten Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) im Stdnderat und Doris Fiala
(fdp, ZH) im Nationalrat. Die GPK h&tten mit der Regierung zwei Querschnittthemen
behandelt, deren Auswertungen noch ausstinden: den Umgang der Departemente mit
Kritik durch Birgerinnen und Burger bei Aufsichtsbeschwerden sowie die Ferien- und
Zeitguthaben der Topkader in der Bundesverwaltung. Die Fragen der GPK seien vom
Bundesrat zufriedenstellend beantwortet worden und man beantrage deshalb die
Genehmigung des Geschaftsberichts.

In der Folge berichteten Subkommissionssprecherinnen und -sprecher gestutzt auf den
Geschaftsbericht Uber die einzelnen Departemente. Sowohl im Sténderat als auch im
Nationalrat stand dabei die Cyberabwehr im VBS im Zentrum. Er kénne mit Genugtuung
feststellen, dass sich der Bund der Dringlichkeit dieses Themas bewusst sei, flhrte
Damian Mdller (fdp, LU) im Stédnderat aus. Insbesondere durch die Cyberattacke auf die
RUAG sei das VBS sensibilisiert worden und habe den Aktionsplan Cyberdefence
ausgearbeitet, berichtete hierzu Ida Glanzmann (cvp, LU) in der grossen Kammer. Beim
EDA stand die Frage «Wie weiter mit dem Brexite» im Zentrum. Damien Mdller flihrte
aus, dass ein geordneter Ubergang mit insgesamt fiinf unterzeichneten Abkommen
moglich sein sollte. Ida Glanzmann berichtete bei der Prasentation des EDA Uber die
Diskussionen um den aufgeschobenen Beitritt der Schweiz zum
Kernwaffenverbotsvertrag. Entgegen einer angenommenen Motion Sommaruga (sp, GE;
Mo. 17.4241) wolle man im Moment nur einen Beobachterstatus anstreben, um die
Neutralitét der Schweiz nicht zu gefahrden. Beim WBF wurde in beiden Raten Uber den
ETH-Bereich berichtet. Gegenstand waren die medial begleiteten Vorwirfe gegen
verschiedene Personen an der ETH Zurich, Mobbing, Korruption sowie Amts- und
Machtmissbrauch betrieben zu haben. Die GPK sei nach intensiven Gesprachen mit den
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Verantwortlichen der ETH zur Uberzeugung gelangt, dass es einen Kulturwandel
brauche, flihrte Yvonne Feri (sp, AG) im Nationalrat aus. Die Oberaufsicht tber die ETH
unterliege Bundesrat Parmelin und der sei sich der Situation bewusst, versicherte
Joachim Eder (fdp, ZG) im Standerat. Ein weiteres WBF-Thema in beiden R&ten waren
die Kriegsmaterialausfuhren. Man habe ja manchmal das Geflhl, die Schweiz liefere
Waffen an Schurkenstaaten, so Joachim Eder in der kleinen Kammer. Dies sei aber
mitnichten der Fall. Vielmehr stehe die Schweiz hinsichtlich Transparenz von
Waffenexporten international an erster Stelle. Man habe aber Fragen im Zusammenhang
mit Medienberichten Uber Schweizer Handgranaten und Sturmgewehre, die angeblich
im Jemen-Krieg aufgetaucht seien, klaren kédnnen - so Yvonne Feri im Nationalrat. Beim
EFD wurden die Rolle der Finma und die Cyberrisiken fir den Finanzplatz Schweiz
diskutiert. Die Finma nehme ihre Aufsicht gut wahr und das «interdepartementale
Kompetenzgerangel» beim Thema Cyberrisiken habe sich erledigt: Die Federfihrung
und die Koordination liegen beim EFD, das VBS ist zustéandig fur die Cyberdefence und
das EJPD fur die Cyberkriminalitdt. Von speziellem Interesse war die Postauto-Affére,
auf die der Bundesrat im Geschéftsbericht auf Geheiss der GPK in einem eigenen
Kapitel eingehen musste. Diesem Auftrag sei die Exekutive nachgekommen, berichtete
Claude Héche (sp, JU) im Standerat. Die Aufarbeitung der Affére sei jedoch noch nicht
abgeschlossen. Dartber hinaus erwahnte Héche bei der Berichterstattung zum EDI die
Gesundheitskosten, deren Wachstum als problematisch betrachtet werde.
Gesundheitsminister Alain Berset habe aber alle Fragen der GPK beantworten kénnen.
Peter Fohn (svp, SZ) und Valérie Piller Carrard (sp, FR) berichteten schliesslich Uber die
Bundeskanzlei und das EJPD. Bei der Bundeskanzlei standen Fragen zur Entwicklung bei
Vote Electronique im Vordergrund. Die GPK wirden die Problematik eng begleiten, so
die Subkommissionssprecherin bzw. der Subkommissionssprecher. Hauptthema beim
EJPD war die Terrorismusbekampfung. Es gebe nach wie vor ein Sicherheitsrisiko fur
die Schweiz und die Kantone; mit verschiedenen Projekten und vor allem dem
anstehenden neuen Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung von
Terrorismus wirde hier aber viel unternommen.

In beiden Réaten fasste Ueli Maurer in seiner Funkion als Bundesprasident ein paar der
erreichten Ziele im Rahmen der drei Leitlinien (Wohlstandsicherung; nationaler
Zusammenhalt und internationale Zusammenarbeit; Sicherheit und verlassliche
internationale Partnerschaften) zusammen. Er bedankte sich am Schluss fur die sehr
offene und konstruktive Zusammenarbeit mit den GPK. Der Bundesrat profitiere sehr
von den Fragen und Hinweisen einer Kommission, «die sehr oft unterhalb des Radars
arbeitet, das aber sehr intensiv und gut macht». ?

Volksrechte

In der Frihjahrssession 2018 behandelte der Standerat die Volksinitiative «Schweizer
Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»». Die Debatte wurde vom
Schweizer Fernsehen direkt Ubertragen. Robert Cramer (gp, GE), Sprecher der RK-SR,
erdrterte zunachst die ablehnende Position der Kommission, die sich unter anderem
auch auf die Anhorung verschiedener Rechtsprofessorinnen und Rechtsprofessoren
stitze, welche einhellig der Meinung seien, dass die Initiative mehr Probleme
verursache, als sie 16st. Die momentane Situation lasse den obersten Gerichten den
notigen Spielraum flr eine Abwagung zwischen Volkerrecht und Landesrecht. Es sei in
den Augen der Experten nicht angebracht, die beiden Normen gegeneinander
auszuspielen, da internationales Recht, das in der Schweiz angewendet werde, genauso
legitim und demokratisch abgestutzt sei wie das Landesrecht selbst. Cramer erklarte,
dass die Kommission auch verschiedene Akteure aus der Wirtschaft angehoért habe,
wobei die Stellungnahmen auch hier einhellig gegen die Initiative ausgefallen seien. Die
Kommission sei auch deshalb mit 12 zu 1 Stimmen zum Schluss gekommen, dem Rat die
Ablehnung der Initiative zu empfehlen. Allerdings gebe es zwei Minderheitenantrage:
Zum einen lege Andrea Caroni (fdp, AR) - unterstltzt von vier Kommissionsmitgliedern
- einen Gegenvorschlag vor, zum anderen empfehle Thomas Minder (parteilos, SH) die
Initiative zur Annahme.

Andrea Caroni betonte in seinem Votum fur seinen Gegenvorschlag, dass die Schweizer
Rechtsordnung bei Konfliktfragen unterschiedlicher Normstufen sehr klar sei, mit
Ausnahme eben des Verhaltnisses zwischen Landes- und Volkerrecht. Dort herrsche
«Improvisation» oder «Durchwursteln» vor, wobei in der Regel die Bundesgerichte
«mit der Wurst betraut» seien. Dies sei aber «institutionell falsch» und es brauche
deshalb eine klare Regelung. Eine solche muisse im Normalfall - hier wich der
Gegenvorschlag deutlich von der Initiative ab - dem Vélkerrecht den Vorrang geben, da
man hier im Sinne von «Pacta sunt servanda» gegebene Versprechen einzuhalten habe.
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In begrindeten Ausnahmefallen solle allerdings die Moglichkeit bestehen, durch
ausdrucklichen und expliziten Beschluss durch den Verfassungs- oder Gesetzgeber vom
Vorrang des Volkerrechts abzuweichen. Caroni exemplifizierte seine ldee an der
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die ja nicht explizit eine Anderung von
Vélkerrecht vorgesehen habe. Wére sein Vorschlag damals schon umgesetzt gewesen,
dann héatte in der Initiative entweder explizit erwahnt werden mussen, dass ein
internationaler Vertrag - konkret das Personenfreizligigkeitsabkommen - geklndigt
werden solle, oder die Nichterwdhnung hatte bedeutet, dass die Initianten das
Voélkerrecht implizit akzeptierten und bei der Umsetzung darauf Rucksicht genommen
werden musse. Caroni fuhrte weiter aus, dass er seinen Vorschlag nicht aus taktischen
Uberlegungen einreiche, weil er Angst vor einer Annahme der Initiative an der Urne
habe. Es gehe ihm vielmehr um das inhaltliche Anliegen, das er mit den Initianten teile:
Die konkrete Regelung des Verhéltnisses zwischen Landes- und Vélkerrecht. Allerdings
schlug er selber vor, auf den Gegenvorschlag zu verzichten - und diesen vorerst zu
schubladisieren -, wenn die Initianten ihr Begehren nicht zu dessen Gunsten
zurlckziehen wirden. Die Materie sei fur sich ggnommen schon komplex genug. Wenn
gleich zwei Vorlagen an die Urne kdmen, sei dies dem Verstandnis des Themas wohl
eher abtraglich.

Thomas Minder zéhlte in der Verteidigung seines Minderheitenantrags zur Annahme der
Volksinitiative eine Reihe von aktuellen Vorstéssen auf, in denen das Parlament
Beschlusse fasse, die im Widerspruch zu bestehendem internationalen Recht stiinden:
So verstosse etwa die Motion Grin (svp, VD), welche die Ausklammerung von Palmdl
beim Freihandelsabkommen mit Malaysia verlange und soeben vom Nationalrat
angenommen worden sei, gegen EFTA-Recht. Ebenso stiinde eine Annahme der Fair-
Food-Initiative im Widerspruch zu zahlreichen voélkerrechtlichen Vertragen. Es gebe
aber auch andere Beispiele, wo Vertragspartner der Schweiz Vertrage nicht génzlich
einhielten. So habe etwa die EU bei Horizon 2020 oder Erasmus plus volkerrechtliche
Verpflichtungen verletzt. Niemand habe damals nach einer Kindigung der Bilateralen
Vertrage gerufen, sondern man habe die Krote geschluckt. Bei den Uber 5'000
volkerrechtlichen Vertréagen, welche die Schweiz abgeschlossen habe - in ihrem
Schlussvotum sprach Bundesratin Simonetta Sommaruga von rund 4'000 Vertragen -
bestliinden zahlreiche potenzielle Normenkonflikte. Und hier setze die Initiative an,
indem sie klar festlege, dass bei Normenkonflikten die Verfassung vorzugehen habe.

In der Folge ausserten sich 17 Standeratinnen und -rate zur Vorlage, wobei sich die
Argumente mehr oder weniger wiederholten: Die Initiative sei konfus und
widerspruchlich; der SVP wurde vorgeworfen sich damit nicht gegen fremde Richter,
sondern gegen das eigene Bundesgericht zu wenden. Betont wurde zudem die
Gefahrdung schweizerischer Wirtschaftsinteressen. Die Verlasslichkeit der Schweiz
wlrde bei einer Annahme des Begehrens auf dem Spiel stehen. Vélkerrecht helfe
zudem insbesondere Kleinstaaten, die ohne rechtliche Absicherung dem Recht des
Starkeren ausgesetzt waren.

Die Standerate der SVP sprachen sich fur eine Annahme der Initiative aus, weil laut
Werner Hésli (svp, GL) die «Macht des Volkes» geschiitzt werden musse; geméss Peter
Fohn (svp, SZ) der zunehmenden Aushéhlung der Bundesverfassung durch
internationale Bestimmungen Einhalt geboten werden mdusse; oder der
Politikverdrossenheit begegnet werden musse, die - so Alex Kuprecht (svp, SZ) - auch
deshalb wachse, weil «die Menschen das Geflihl haben [...], dass die da oben in Bern
sowieso machen, was sie wollen» - etwa bei der Umsetzung angenommener
Volksinitiativen. Gefordert sei deshalb ein «bisschen mehr 'Switzerland first'>.

Der Standerat war sich also mehrheitlich einig darin, dass die Initiative abzulehnen sei.
Weniger einig waren sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hingegen dartber,
ob die Normenkonflikte, die sich langfristig wohl noch haufen werden, gesondert
geregelt werden mussten, oder ob die so genannte Schubert-Praxis gentige. Zur Frage
stand folglich, ob man es wie bis anhin dem Bundesgericht tUberlassen wolle, zu regeln,
wann Landesrecht ausnahmsweise Volkerrecht vorgehen solle. Nicht wenige Voten
pladierten fur den Gegenvorschlag Caroni. Letztlich setzte sich allerdings die
Uberzeugung durch, dass auch der Gegenvorschlag eine «fausse bonne idée» sei, wie
sich Didier Berberat (sp, NE) ausdriickte.

In ihrem Schlussvotum wollte Justizministerin Simonetta Sommaruga klarstellen, dass es
«grundfalsch» sei, das Volkerrecht mit Unterdrickung und Fremdbestimmung in
Verbindung zu bringen. Sie wies auf verschiedene Geschéafte hin, mit denen die
Problematik der Beziehung internationaler Vertrdge und innerstaatlichen Rechts
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angegangen werde - so etwa eine Erweiterung des obligatorischen
Staatsvertragsreferendums oder die Anpassung der Symmetrie bei der Kindigung von
Staatsvertréagen. Die Bundesrétin hielt zudem Gericht Gber das Parlament: Man habe in
der Debatte einige Male gehort, dass der Volkswille nicht richtig umgesetzt werde, diese
Kritik richte sich aber eigentlich an die Volks- und Kantonsvertretung. Das Parlament
habe ja bereits die Moglichkeit, im Einzelfall zu entscheiden, dass Landesrecht
gegenlber internationalem Recht der Vorrang gegeben werden solle. Und wenn es dies
nicht tue, dann habe es sicherlich gute Grinde daflr. Der Bundesrat empfehle die
Initiative insbesondere deshalb zur Ablehnung, weil sie starre Regeln fordere und so die
zahlreichen, heute bestehenden Moglichkeiten fur pragmatische Einzelfallldsungen
beschneide. Das Begehren verspreche zwar Klarheit im Verhéltnis zwischen
Landesrecht und internationalem Recht, schaffe aber grundsatzlich das Gegenteil,
namlich Rechtsunsicherheit. Dies wére freilich - so die Magistratin abschliessend -
auch beim diskutierten Gegenvorschlag der Fall.

Nach rund vierstindiger Debatte schritt die kleine Kammer zur Abstimmung. Das
Stimmverhaltnis von 27 zu 15 Stimmen far Nichteintreten auf den Gegenvorschlag
Caroni widerspiegelte den doch recht grossen Wunsch nach Klarung, wahrend die
Initiative mit 36 zu 6 Stimmen letztlich recht deutlich zur Ablehnung empfohlen
wurde. *

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Institué a Malte le 19 juin 2011, le Bureau européen d’appui en matiére d’asile (EASO) se
donne pour tache de faciliter la coopération entre les états membres de I'UE et,
lorsque cela s'avere nécessaire, de seconder ces derniers dans le domaine de I'asile. La
Suisse, exempte de I'UE mais associée aux accords Dublin, a négocié les conditions de
sa collaboration avec I'EASO de maniere concomitante a la Norvege, au Liechtenstein et
a I'lslande. Ainsi, les termes de I'accord permettent notamment a la Suisse de prendre
part a I'ensemble des activités du Bureau ou de participer, en tant qu'observatrice, aux
séances du conseil d'administration. Elle ne peut en revanche contribuer aux décisions
relatives aux engagements opérationnels.

Au Parlement, la Chambre basse s'est, dans un premier temps, déclarée favorable au
projet du Conseil fédéral, écartant ainsi la proposition de ne pas entrer en matiere
avancée par la minorité Fehr, composée au total de sept élus de la CIP-CN, tous
membres de ['UDC. L'entrée en matiére a également été approuvée par la majorité du
second conseil, au dépens cette fois-ci de la minorité Féhn et Minder. Le 20 mars 2015,
date du vote final, le Conseil national (par 140 voix contre 57) et le Conseil des Etats (par
38 voix contre 6) se sont définitivement prononcés en faveur de l'arrété fédéral
établissant les modalités de participation de la Suisse au Bureau européen d"appui en
matiére d’asile. *

Im September 2018 beantragte der Bundesrat im Zusammenhang mit den
Kohasionszahlungen eine Anderung des Asylgesetzes in Bezug auf den Rahmenkredit
Migration. Im Bundesgesetz tUber die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas BG
Ost ist eine Kompetenzdelegation an den Bundesrat fir die Umsetzung des
Rahmenkredits Kohésion enthalten. Eine derartige Regelung fehlte bis anhin im
Asylgesetz, daher unterlagen Abkommen zur Umsetzung des Rahmenkredits Migration
nach wie vor der Genehmigung beider Réate. Klinftig soll der Bundesrat die Kompetenz
erhalten, volkerrechtliche Vertrdge Uber Beitragszahlungen an ausgewahlte EU-
Mitgliedsstaaten oder internationale Organisationen ohne Genehmigung der
Bundesversammlung abzuschliessen, solange sich diese im Rahmen des von der
Bundesversammlung bewilligten Rahmenkredits Migration bewegten. Diese Neuregelung
kédme im weiteren Verlauf des zweiten Schweizer Beitrags an ausgewahlte EU-
Mitgliedsstaaten zum Tragen. Denn bereits zuvor stritt das Parlament um diesen zweiten
Schweizer Beitrag zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in
der erweiterten EU sowie zur Unterstitzung von Massnahmen im Bereich der Migration
(BRG 18.067). Weil vor allem die Bewilligung der Kohé&sionsmilliarde Differenzen
zwischen Nationalrat und Stéanderat hervorrief, konnte das Geschaft bis zur Behandlung
der Asylgesetzrevision im Parlament noch nicht abgeschlossen werden. Letzteres ist
jedoch von der Zustimmung zum zweiten Schweizer Beitrag abhangig, da die Anderung
des Asylgesetzes obsolet wére, wenn ebenjener Kredit gar nicht bewilligt werden wurde.
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Der Standerat beriet die Anderung des Asylgesetzes mit Bezug auf den Rahmenkredit
Migration im Dezember 2018 und hielt sich in seiner Debatte kurz. Die behandelnde SPK
unterstitzte die Vorlage mit klarer Mehrheit und Standerat Fohn zog seinen
Minderheitsantrag auf Nichteintreten zurlick. Die kleine Kammer stimmte der
Gesetzesanderung zu: 41 Standeratinnen und Standerate sprachen sich flr die Vorlage
aus, 2 stimmten dagegen (bei O Enthaltungen). °

En novembre 2017, a I'occasion de la venue du président de la Commission européenne
Jean-Claude Juncker & Berne, Doris Leuthard, alors présidente de la Confédération,
confirmait devant la presse que la Suisse verserait bien un «nouveau milliard de
cohésion» a ['Union européenne. Il n'en fallait alors pas moins pour que les
commentateurs et commentatrices s'empressent d'annoncer un «réchauffement des
relations entre la Suisse et I'UE», du moins pour un temps.

Dans un tel contexte, le Conseil fédéral a publié, au mois de septembre 2018, son
message sur la deuxiéme contribution de la Suisse en faveur de certains Etats
membres de I'UE. Deux arrétés fédéraux — un pour chacun des deux volets différenciés
composant cette deuxieme contribution - sont ainsi soumis parallelement a
|'approbation du Parlement. Le premier, intitulé «crédit-cadre pour la cohésion»,
prévoit Il'allocation de 1'046.9 millions de francs pour la réduction des disparités
économiques et sociales au sein de I'UE-13 - soit les treize pays ayant intégré I'Union
européenne depuis 2004. Le deuxieme arrété fédéral, sous I'appellation de «crédit-
cadre pour la migration», envisage I'octroi de 190 millions aux Etats membres de I'UE
pour le financement de mesures & adopter dans le domaine de la migration. Dans son
message, |'exécutif national précise également que si cette deuxieme contribution
s'inscrit bel et bien dans le cadre de la politique européenne de la Suisse, elle est
néanmoins décidée de «maniére autonome». Elle ne présente en ce sens «aucun lien
direct» avec I'accord-institutionnel ou la reconnaissance de I'équivalence boursiere.

En novembre 2018, le Conseil des Etats a approuvé les deux arrétés fédéraux relatifs a la
deuxieme contribution en faveur de certains Etats membres de I'UE, mais uniquement a
condition que I'Union européenne n'adopte aucune mesure discriminatoire a son
encontre. La chambre haute a alors accepté (par 38 voix pour, 1 contre et 2 abstentions)
la proposition du sénateur Ruedi Noser (plr, ZH), modifiant le projet initialement
proposé par le Conseil fédéral. Tel que mentionné par Christian Levrat (ps, FR), la
proposition Noser «est une solution de compromis raisonnable [...] Elle se limite a
exiger un traitement non discriminatoire de la part de I'Union européenne, elle ne pose
pas d'exigence de réciprocité». Selon le conseiller fédéral lIgnazio Cassis, la
contribution de la Suisse constitue un signal politique important pour le
développement des relations bilatérales. La premiére contribution avait en ce sens
permis d'améliorer la réputation de la Suisse auprés de ses partenaires européens. Le
principe général du versement d'une nouvelle contribution n'a d'ailleurs pas été
contesté par la chambre des cantons. Lors des votes sur I'ensemble, les crédits-cadres
pour la cohésion et pour la migration n'ont chacun récolté qu'une seule et unique voix
d'opposition, celle de Peter Féhn (udc, S2). ¢

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Malgré le fort soutien dont a bénéficié la motion Pezzatti devant la chambre du peuple,
la CEATE-CE propose aux sénateurs et sénatrices de la rejeter. Le rapporteur de la
commission, Martin Schmid (plr, GR), justifie cette position par le fait que, comme
présenté par le Conseil fédéral dans sa prise de position, un systéme de
reconnaissance mutuelle existe déja aujourd'hui avec I'UE en ce qui concerne les
autorisations de mise sur le marché des biocides. Il précise également que,
contrairement aux dires du motionnaire, le travail ne se duplique pas lorsqu'une
entreprise souhaite mettre son produit sur le marché d'un autre pays, celui-ci devant
simplement contréler que le biocide respecte les normes indigenes. Bien que
reconnaissant que les émoluments demandés en cas de contrdle d'un produit ou de
renouvellement de mise sur le marché peuvent s'avérer élevés pour les PME, la
commission a obtenu de I'administration fédérale la garantie que ceux-ci n'allaient pas
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augmenter ces prochaines années. Comme rappelé par Alain Berset, ces émoluments
sont, de plus, relativement bas, en comparaison aux pays voisins. Le président de la
Confédération note également qu'en cas d'acceptation de la motion et de
reconnaissance automatique des biocides au niveau national, ce serait aux cantons de
se charger de voir si des adaptations de ces produits seraient encore nécessaires pour
respecter les normes nationales; un transfert de taches que les autorités fédérales ne
souhaitent pas. La motion est tacitement rejetée par la chambre haute. ’

Forstwirtschaft

La motion Fohn, intitulée "lutte a armes égales entre les exportateurs de bois suisses
et leurs concurrents européens”, demande au Conseil fédéral de s'adapter au plus vite
aux nouvelles normes européennes inscrites en 2013 dans le Réglement Bois de I'Union
Européenne (RBUE) concernant I'importation de bois au sein de I'UE. Ce reglement
impose, en effet, que le bois importé de pays tiers (dont fait partie la Suisse) soit
soumis a un systeme de diligence raisonné. Ce systéme représente une charge
administrative conséquente pour toute entreprise européenne souhaitant importer du
bois suisse, car il demande que soit collecté un certain nombre d'informations afin de
contrdler que le bois ne provienne pas de coupes illégales. Le sénateur schwytzois
Peter Fohn (udc, SZ) veut ainsi - tout comme sa collégue de parti et députée au Conseil
national Sylvia Fliickiger-Bani (udc, AG) qui a déposé une motion identique - qu'une
solution soit trouvée au plus vite, afin que les producteurs et productrices suisses de
bois ne soient plus désavantagés face a leurs concurrents européens. Il propose
d'édicter une ordonnance sur la base de la loi sur les espéces protégées (LCITES) - ce
qui constituerait la solution la plus rapide - argumentant que cette voie avait été
choisie pour controler la licéité des produits importés issus de la péche.

Le Conseil fédéral propose d'accepter la motion, estimant qu'une solution doit étre
trouvée au plus vite. Cependant, Doris Leuthard tient & préciser qu'il ne sera
probablement pas possible de passer par la LCITES. En effet, celle-ci ne touche qu'a
I'importation d'especes protégées et en voie de disparition et ne peut donc pas
concerner le marché du bois dans son ensemble - toutes les essences de bois n'étant
pas en danger. La conseillere fédérale en charge des questions environnementales
estime plus vraisemblable d'entamer une révision de la loi. Elle ajoute, de plus, qu'un
changement législatif allant en ce sens aurait été possible, lorsque le Conseil fédéral a
proposé de réviser la loi sur la protection de I'environnement en tant que contre-projet
indirect a l'initiative pour une économie verte. Mais ce changement législatif n'a pas eu
lieu, les parlementaires ayant refusé I'ensemble de la révision. Les adversaires de cette
révision argumentaient alors, en ce qui concerne |'exportation de bois suisses, que
['Union européenne n'allait pas étre si stricte sur I'application de sa réglementation.
Finalement, les sénateurs acceptent sans opposition la motion Féhn, qui passe aux
mains de la chambre basse. ®

Aprés avoir été acceptée par la chambre haute, la motion F6hn intitulée «lutte a armes
égales entre les exportateurs de bois suisses et leurs concurrents européens>» passe
également la rampe au Conseil national. Sans discussion, les députés et députées
acceptent ce texte qui permettra a la Suisse de mettre sa législation concernant les
importations de bois au niveau de la Iégislation européenne.

lls avaient accepté, quelques mois auparavant, une motion identique déposée par la
députée Flickiger-Bani (udc, AG). En effet, et contrairement a I'UE, la Suisse n'interdit
pas I'importation de bois issu de coupes illégales, une indication de I'espece et de la
provenance pour le consommateur étant suffisante. Cette différence des conditions-
cadres oblige les importateurs et importatrices européennes de bois suisse a se
soumettre & tout un arsenal administratif afin de prouver que le bois importé ne
provient pas de coupes illégales, la Suisse étant |a considérée comme un pays tiers. La
rapporteuse francophone de la commission, la verte Adéle Thorens (verts, VD), rappelle
que le Conseil fédéral avait prévu, dans sa proposition de contre-projet a I'initiative
pour une économie verte, de reprendre ce qui est nommé le «<EU Timber Regulation»
dans le droit suisse; cette partie du contre-projet avait par ailleurs été soutenu par
I'ensemble des protagonistes. Le contre-projet ayant été refusé dans son ensemble a
|'époque, cette proposition avait été abandonnée. Malgré tout, ['administration
fédérale précise que le travail effectué pour cela pourra étre repris afin d'accélérer le
processus de mise en application de la motion. ?
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La motion Fohn a été classée au profit de la modification de la loi sur I'environnement
proposée par le Conseil fédéral.

Landwirtschaft und Umweltschutz

Prenant acte de I'acceptation de deux motions identiques lancées par Sylvia Flickiger-
Béani (udc, AG) pour la chambre basse (17.3843) et Peter F6hn (udc, SZ) pour la chambre
haute (17.3855), le Conseil fédéral propose de modifier la loi sur I'environnement afin
d'interdire la mise sur le marché de bois récolté illégalement. Comme expliqué au
plénum par le rapporteur francophone de la CEATE-CN, Jacques Bourgeois (plr, FR), les
deux motions avaient pour visée de rendre le droit suisse en la matiere compatible avec
le droit européen. En effet, actuellement, les exportateurs de bois suisse sont pénalisés
par des entraves au commerce. Une reprise de la législation européenne permettrait
ainsi d'éviter de contréler 96 pourcents des importations concernées. L'autre intérét
est d'ordre écologique, comme expliqué par le rapporteur germanophone de la
commission, Bastien Girod (verts, ZH). Il énumére les problémes liés & une
déforestation non contrdlée des foréts tropicales, notamment la perte de biodiversité,
le réchauffement climatique et la désertification des zones défrichées. L'écologiste
précise que la commission a ajouté deux aspects au projet du Conseil fédéral.
Premierement, elle souhaite conserver I'actuelle obligation faite aux commercant.e.s
d'informer les consommateurs et consommatrices de I'origine et du type du bois
utilisé. Et deuxiemement, elle propose d'habiliter le Conseil fédéral a définir des
exigences pour la mise sur le marché d'autres produits et matiéres premieres pouvant
avoir un impact négatif sur I'environnement - I'huile de palme étant pris comme
exemple. L'exécutif se verrait méme le droit d'interdire I'importation de certains
produits. Ceci fait écho aux nombreux débats sur I'huile de palme et les accords de
libre-échange facilitant son importation.

Alors que le projet du Conseil fédéral ne trouve pas d'opposition au sein de la chambre
du peuple, la deuxiéme proposition formulée par la majorité de la commission ne fait
pas lI'unanimité, le groupe de I'UDC estimant que cet ajout est de trop, comme expliqué
par Hansjorg Knecht (udc, AG). Les deux motions, dont débouchait le projet initial de
I'exécutif, ne mentionnent & aucun moment d'autres produits que le bois. Adéle
Thorens (verts, VD), prenant la parole au nom du groupe des Verts, considere que cette
disposition est cohérente avec le reste du projet, le bois n'étant pas la seule matiere
premiere importée pouvant avoir un impact environnemental néfaste a I'étranger.
L'acceptation de cette disposition permettrait de plus au Conseil fédéral d'agir
rapidement afin d'interdire ou de limiter I'importation d'autres produits qui se
révéleraient problématiques.

L'exécutif se montre favorable & cet ajout. La conseillere fédérale en charge des
questions environnementales, Simonetta Sommaruga, explique, en effet, que cette
disposition est similaire aux propositions que le Conseil fédéral avait formulées dans le
contre-projet a I'initiative «Pour une économie verte»; qui avait été finalement refusé
par le parlement. Elle tient a souligner qu'avant d'interdire tout produit, I'exécutif va
toujours chercher, en premier lieu, a résoudre les situations problématiques avec les
acteurs économiques concernés par le biais de mesures volontaires et incitatives.

Lors du vote, une majorité du parlement (101 voix contre 76 et 2 abstentions) soutient
|'ajout de cette disposition octroyant plus de compétences au Conseil fédéral,
|'ensemble de la gauche et des partis du centre y étant favorable. Des voix éparses de
soutien sont également a trouver dans les rangs de I'UDC et du PLR. Lors du vote sur
I'ensemble, seuls trois députés (2 UDC et 1 PLR) s'opposent au projet, qui passe donc
aux mains du Conseil des Etats. "
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Lebensmittel

Le Conseil des Etats s'est prononcé sur I'initiative cantonale jurassienne qui propose de
trouver des solutions a la crise laitiére ainsi qu'a la gestion des volumes de lait
produits. Mais des I'ouverture des débats a la chambre haute, le rapporteur de la CER-
CE a fait savoir que la commission n'avait pas eu le temps, au vu de la complexité et de
|'évolution récente de la situation dans le secteur laitier en Suisse, de traiter en
profondeur cet objet. Martin Schmid (plr, GR), au nom de la commission, précise
toutefois que cette thématique est au coeur de deux autres initiatives cantonales issues
des cantons de Fribourg (17.301) et de Geneve (17.310). Le rapporteur propose de rejeter
cette initiative émanant du Jura, tout en assurant que la commission prendrait le temps
d'analyser les problemes qui touchent actuellement le marché du lait dans le cadre des
discussions qui entoureront les deux autres initiatives mentionnées. La situation
momentanément instable du secteur est, entre autres, due au retrait prévu en fin
d'année 2017 de la Migros de I'Interprofession du lait (IP-lait). La Migros explique cette
décision du fait du non-respect des engagements pris par les autres acteurs qui
permettent de déterminer, chaque trimestre, le prix indicatif du kilo de lait. Cette
décision du détaillant révele les tensions qui existent dans ce secteur agricole ou les
différents acteurs sont continuellement en conflit autour du prix indicatif; les paysans
réclamant une hausse que les transformateurs et distributeurs ont de la peine a
accorder.

Pour autant, le sénateur Schmid rappelle, dans son intervention, que le parlement a
décidé dans le cadre de la politique agricole 2007 d'abolir tout contingent laitier,
supprimant par la-méme toute possibilité légale pour le parlement d'agir sur ces
questions sur le long terme.

C'est d'ailleurs sur cet aspect que la sénatrice jurassienne Anne Seydoux-Christe (pdc,
JU) insiste premiérement pour défendre cette initiative provenant de son canton. En
effet, elle pointe la responsabilité de la Confédération dans I'actuelle crise que connait
le secteur et qu'elle fait dater de I'abolition de ces contingents. Cela aurait lourdement
fait chuter les prix, péjorant massivement les producteurs mais profitant a I'industrie
laitiere. Elle pointe ensuite I'IP-lait du doigt qui, selon elle - alors qu'elle a été créée a
cet effet - n'arrive pas a gérer la libéralisation du marché du lait et la crise qui en a
découlé - prenant pour preuve le départ de la Migros de |'organisation. Pourtant, des
solutions existent d'apres la parlementaire, comme I'exemple de I'Interprofession du
Gruyére le démontre. Elle plaide donc pour une intervention rapide du politique et
s'oppose a ce que cette discussion soit repoussée dans le cadre des débats concernant
les deux autres initiatives cantonales citées en amont. L'initiative est formulée en
termes trés généraux afin de permettre au Parlement d'adapter au mieux la législation
vers plus de transparence dans ce marché.

Le sénateur et président d'IP-lait, Peter Hegglin (pdc, ZG) défend quant a lui le systéeme
actuel qui prévaut pour 95% de la production laitiere suisse et qui consiste a
segmenter en trois catégories le lait produit (la catégorie A bénéficiant d'un prix
protégé, la B ayant un prix plus concurrentiel pour les transformateurs a des fins
d'export et la C qui permet un certain contréle de la surproduction). Pour lui, une
étatisation de ce marché ne serait pas positive, d'autant plus que si I'Etat garantit un
prix plus élevé que le prix fixé dans le cadre de I'IP-lait, il devrait également trouver un
moyen de limiter la production, vraisemblablement en devant réintroduire une forme
de contingentement. De plus, il justifie la crise ayant lieu actuellement dans cette
branche par un enchevétrement de plusieurs facteurs ayant surgit en méme temps
(surproduction, faibles ventes, prix catastrophiques au sein de I'UE et sur le marché
mondial). Il reste persuadé que seule I'IP-lait est & méme de régler ces problemes et
que cette branche doit prendre ses responsabilités.

Finalement, la sénatrice vaudoise Géraldine Savary (ps, VD), qui est également
présidente de |'Association suisse des AOP-IGP apporte son soutien a cette initiative
cantonale, rappelant I'urgence d'agir face a une situation a laquelle I'interprofession
n'arrive pas a trouver de réponse.

Le Conseil des Etats suit, malgré tout, I'avis de la majorité de la commission et décide
par 25 voix contre 13 et O abstention de ne pas donner suite a cette initiative cantonale
issue du Jura. "
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